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Artikel III 

Übergangsbestimmungen 

(Anm.: aus BGBl. Nr. 6/1968, zu BGBl. Nr. 189/1955) 

(1) Die erstmaligen Meldungen für Personen, die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
der Pflichtversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz am 1. Jänner 1968 unterliegen 
und nicht schon zur Pflichtversicherung angemeldet sind, sind bis 29. Feber 1968 beim zuständigen 
Versicherungsträger zu erstatten. Die Bestimmungen der §§ 33 bis 38, 41 bis 43 und 111 bis 113 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 1967 nach den in diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften 
pflichtversichert waren, nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aber nicht mehr pflichtversichert 
wären, bleiben pflichtversichert, solange die Beschäftigung, welche die Pflichtversicherung nach den 
bisherigen Vorschriften begründet hat, weiter ausgeübt wird. Im übrigen sind die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes auf eine solche Pflichtversicherung anzuwenden, jedoch kann der Versicherte bis 30. Juni 
1968 bei dem für die Einhebung der Beiträge in Betracht kommenden Versicherungsträger den Antrag 
stellen, aus der Pflichtversicherung ausgeschieden zu werden; einem solchen Antrag hat der 
Versicherungsträger mit Wirkung von dem auf den Antrag folgenden Monatsersten stattzugeben. 

(3) Personen, die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die 
Kranken- oder Unfallversicherung einbezogen werden und die am 1. Jänner 1968 bei einem 
Versicherungsunternehmen vertragsmäßig kranken- oder unter Einschluß der Arbeitsunfälle 
unfallversichert sind, können den Versicherungsvertrag bis 30. Juni 1968 zum Ablauf des auf die 
Aufkündigung folgenden Kalendermonates aufkündigen. Für den Zeitraum nach dem Erlöschen des 
Versicherungsvertrages bereits entrichtete Versicherungsbeiträge (Prämien) sind vom 
Versicherungsunternehmen nicht zu erstatten. 
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(4) Versicherungsunternehmen, die das Versicherungsgeschäft betreiben, können jene Teile der 
versicherungstechnischen Rückstellungen, die zufolge Kündigung gemäß Abs. 3 aufzulösen sind, 
steuerfrei auf eine Sonderrücklage für die Umstellung des Geschäftsbetriebes übertragen. Diese Rücklage 
ist in den folgenden Geschäftsjahren mit einem Teilbetrag von je 20 v. H. gewinnerhöhend 
(verlustmindernd) aufzulösen. 

(5) Personen, die nach den am 31. Dezember 1967 in Geltung gestandenen Vorschriften zur 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz nicht 
berechtigt waren, es aber bei früherem Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des Artikels I Z. 5 lit. a 
und b dieses Bundesgesetzes gewesen wären, können das Recht auf Selbstversicherung in der 
Krankenversicherung noch bis zum 29. Feber 1968 geltend machen. Die Selbstversicherung beginnt in 
diesen Fällen mit dem 1. Jänner 1968. 

(6) Ist die Ehe vor dem 1. Jänner 1968 aufgelöst worden und war die sechsmonatige Frist des § 18 
Abs. 4 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes am 31. Dezember 1967 noch nicht abgelaufen, kann 
der Beitritt zur Selbstversicherung in der Krankenversicherung noch bis 29. Feber 1968 erfolgen. 

(7) Wurde ein Dienstnehmer am 31. Dezember 1967 in demselben Beschäftigungsverhältnis 
vorübergehend, jedoch noch nicht länger als drei Monate in einer Art beschäftigt, die die Zugehörigkeit 
zu einem anderen Versicherungsträger begründen würde, so bleibt die Zuständigkeit des bisherigen 
Versicherungsträgers unberührt, sofern die vorübergehende Beschäftigung nicht über den 31. März 1968 
hinaus dauert. 

(8) Wird die Höchstdauer des Krankengeldanspruches durch die Satzung auf Grund der 
Bestimmungen des § 139 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 
Z. 40 dieses Bundesgesetzes auf 78 Wochen erhöht, so ist diese Satzungsbestimmung ab ihrem 
Wirksamkeitsbeginn auch auf Fälle anzuwenden, in denen der Krankengeldanspruch am Beginn der 26. 
Woche vor dem Wirksamkeitsbeginn der Satzungsänderung noch nicht erschöpft war. 

(9) Die Bestimmungen des Art. I Z. 42, 43, 51, 58 und 63 gelten ab 1. Jänner 1968 auch für 
Versicherungsfälle, die vor dem 1. Jänner 1968 eingetreten sind. 

(10) § 158 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 45 
dieses Bundesgesetzes ist auf Antrag auch auf Versicherungsfälle anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 
1968 eingetreten sind, sofern die Entbindung nach dem 31. Dezember 1967 erfolgt. 

(11) Stillgeld gebührt nach Maßgabe der Bestimmungen des § 163 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezember 1968 geltenden Fassung für die weitere Dauer des 
Anspruches über den 31. Dezember 1968 hinaus, wenn die Entbindung vor dem 1. Jänner 1969 erfolgt ist. 
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